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Bericht aus Berlin

im Bericht aus Berlin zur vergangenen Sitzungswoche habe ich 
ziemlich fassungslos Robert Habecks Vorschläge zur Verstaat-
lichung großer Immobiliengesellschaften kommentiert. Ein gutes 
Beispiel, wie schnell sich in der aktuellen politischen Diskussion 
Wertvorstellungen verschieben! Gegen die sozialistische Irrlich-
terei Kevin Kühnerts wirkt Robert Habeck inzwischen geradezu 
wertkonservativ. Wer wie der Juso-Chef bei jedweder privaten 
Wohnraumvermietung fi nstere Mächte walten sieht, wer Unter-
nehmen mit ausgeprägter Mitarbeiter-Mitbestimmung verstaatli-
chen will, hat wirklich jedes vernünftige Maß verloren. „Für Arbei-
ter deutscher Unternehmen ist diese SPD nicht mehr wählbar.“ Ein 
treffender Satz – er stammt vom BMW-Betriebsratsvorsitzenden 
Manfred Schoch. Wer hätte geglaubt, dass einmal ein Betriebsrat 
seine Kollegen vor der Sozialdemokratie warnt? Kein Wunder also, 
dass führende Köpfe der SPD sich eiligst vom eigenen Nachwuchs-
politiker distanzierten. Alles also nur eine Einzelmeinung – Kevin 
allein zu Haus? Für meinen Geschmack fi el so manche Distanzie-
rung von Kühnerts sozialistischen Utopien ziemlich halbherzig 
und verhalten aus. Für Dementis in Sachen Sozialismus scheint 
dem einen oder anderen Genossen doch noch etwas die Übung zu 
fehlen.

Die in dieser Woche veröffentlichte Steuerschätzung mit aller Vor-
aussicht rückläufi gen Staatseinnahmen unterstreicht zudem, dass 
es nicht die Zeit für wahllose Wohltaten und soziale Umverteilun-
gen ist. Angesichts knapperer Mittel müssen wir uns auf zentrale 
Themenfelder konzentrieren. Klare Schwerpunkte setzt die Union 
hier bei Bildung und Forschung, Infrastruktur sowie innerer und 
äußerer Sicherheit.

Stichwort innere Sicherheit: Wir werden in Kürze wichtige Ergän-
zungen im Staatsangehörigkeitsrecht beraten, die im bisherigen 
Gesetzestext auf Wunsch des SPD-geführten Justizministeriums 
ausgeklammert wurden. So plädiert die CDU entschieden dafür, 
dschihadistischen Terrorkämpfern mit Doppelpass die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu entziehen. Hier liegt der Fall ähnlich wie 
beim von Justizministerin Katharina Barley absurderweise in Erwä-
gung gezogenen Familiennachzug für islamistische Gefährder. Die 
Fakten liegen auf dem Tisch: Es gibt eine wachsende Bedrohung 
durch islamistischen Terror. In dieser Situation ist es zum Schutz 
der Bürger der einzig verantwortungsvolle Weg, den bestehenden 
Rahmen von Recht und Gesetz entschlossen auszuschöpfen. Dies 
gilt übrigens ebenso für die unselige Diskussion über die Einbür-
gerung von Männern mit mehreren Ehefrauen. Dass die Mehrehe 
nicht nur gesetzlich verboten ist, sondern auch allen hierzulande 
gültigen Wertvorstellungen widerspricht, sollte außer Frage ste-
hen. Ich fi nde es ehrlich gesagt erschreckend, dass diese Diskus-
sion im Deutschland des Jahres 2019 überhaupt geführt werden 
muss.

In unserer Fraktionssitzung haben wir in dieser Woche ein Thema 
diskutiert, das über Jahrzehnte keines mehr war: die Impffl icht. 
Meine klare Meinung dazu basiert auf einer ganz privaten Erfah-
rung: Nach der Geburt unseres Sohns hätte meine Frau mich gern 
mit ihm in den Sitzungswochen besucht. Da aber damals in Berlin 
die Masern grassierten und der Kleine noch nicht geimpft werden 
konnte, haben wir uns schweren Herzens entschieden, das Risiko 
nicht einzugehen. Sicherlich, ein kleines Beispiel, aber es zeigt, 
dass Impfen keine rein private Entscheidung, sondern immer auch 
ein Stück gesellschaftliche Verantwortung ist. In meinen Augen 
sollte es für Eltern selbstverständlich sein, das eigene Kind und 
andere durch Impfungen vor gefährlichen Krankheiten zu be-
wahren. Das hat lange gut und eigenverantwortlich funktioniert. 
Wenn nun fast besiegt geglaubte Krankheiten durch die Verwei-
gerungshaltung einzelner wieder auf dem Vormarsch sind, muss 
der Gesetzgeber handeln. Kurz: Ich würde mir Vernunft, Einsicht 
und Verantwortungsbewusstsein wünschen. Wenn es zu vielen 
Menschen daran fehlt, führt im Interesse der Allgemeinheit kein 
Weg an einer Impffl icht vorbei.

Gute Nachrichten gab es in dieser Woche zu zwei Denkmal-
schutz-Projekten, für die ich mich in unserem Wahlkreis eingesetzt 
habe. Für die Sanierung der Steinburg in Itzehoe stellt der Bund 
einen Zuschuss von einer Viertelmillion Euro bereit. Weitere 
304.000 Euro fl ießen in den Erhalt des Flügelbaus der Alten Apo-
theke in Glückstadt. Damit hat die Restaurierung der beiden rund 
350 Jahre alten Bauwerke einen kräftigen Anschub erhalten. Wenn 
jetzt alle Beteiligten an einem Strang ziehen, sollte die Zukunft 
dieser bedeutenden Denkmäler unserer Region damit gesichert 
sein.

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den ich Ihnen und 
Euch in der Anlage übersende, geht der Fraktionsvorsitzende 
Ralph Brinkhaus, MdB, auf folgende Themen ein:

� Mit voller Kraft und Geschlossenheit in die nächsten Wochen.

� Klug Haushalten: In die Zukunft und Sicherheit investieren!

� Freiheit statt Sozialismus.

� Keine Einbürgerung bei Mehrehe.

10. Mai 2019
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Bericht des Vorsitzenden 

zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

am 7. Mai 2019 

19. WP/ 32 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Mit voller Kraft und Geschlossenheit in die nächsten Wochen 

Bis zur Sommerpause werden wir noch insgesamt vier Sitzungswochen haben, 

in denen viel Arbeit vor uns liegt. In knapp drei Wochen stehen wichtige 

Wahlen in Europa, in vielen Kommunen und in Bremen an. Bei der 

Europawahl kämpfen wir als Union für unseren Spitzenkandidaten Manfred 

Weber, damit CDU und CSU ein gutes Ergebnis erzielen und die EVP stärkste 

Fraktion im Europäischen Parlament wird. In den Kommunalwahlen und in 

Bremen geht es darum, in der Fläche und an der Basis stark zu bleiben. Wir 

sind gemeinsam die einzige politische Kraft, die mit gesundem 

Menschenverstand den Bürgern Sicherheit, Zukunft und nachhaltigen 

Wohlstand bringt. 

Klug Haushalten: In die Zukunft und Sicherheit investieren! 

Angesichts der bevorstehenden Steuerschätzung in dieser Woche lässt sich 

bereits jetzt absehen: Die Spielräume im Haushalt werden enger, nicht mehr 

jeder Wunsch eines Fachministers wird in Erfüllung gehen. Unsere Linie ist 

klar: Das Geld muss in Zukunft und Sicherheit fließen, statt weiter an der 

Umverteilungsschraube zu drehen. Für die Zukunft unseres Landes sind 

Investitionen in Bildung und Forschung, in die Verkehrswege, in schnelles 

Internet und künstliche Intelligenz zentral. Nur mit guten 

Ralph Brinkhaus MdB 

Vorsitzender 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

fraktion@cducsu.de 

www.cducsu.de 
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Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Wirtschaft bleibt unser Sozialstaat 

finanzierbar. Für uns als Union ist die Sicherheit der Menschen in 

Deutschland eine weitere wichtige Säule unserer Politik. Polizei und die 

Bundeswehr müssen so ausgestattet werden, dass sie diese Sicherheit auch 

gewährleisten können. Diese seit Jahren verfolgte Politik werden wir 

fortsetzen. 

Freiheit statt Sozialismus. 

1989 haben mutige Deutsche in der DDR das SED-Unrechtsregime und die 

Mauer zu Fall gebracht. Wer hätte das gedacht: 30 Jahre später machen sich 

einige Geschichtsvergessene an eine Neuauflage des demokratischen 

Sozialismus. Wie 1989 steht die Union auch 2019 für Freiheit, für das 

Privateigentum, für die soziale Marktwirtschaft. Dies sind die Grundlagen des 

Wirtschaftswunders wie des bleibenden Erfolgs und Wohlstandes in 

Deutschland. Wir sind dem Sozialstaatsgedanken verpflichtet. Träume aber 

von Kollektivierung und Enteignung erteilen wir eine klare Absage. 

Keine Einbürgerung bei Mehrehe 

Wir werden bald einen Gesetzentwurf zur Änderung des 

Staatsangehörigkeitsrechts beraten, mit dem dschihadistischen 

Terrorkämpfern die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen wird, wenn sie 

Doppelstaatler sind. Wir setzen uns dafür ein, dass wir auch in einer anderen 

Frage unsere Werte in konkrete Politik umsetzen: Wer als Ausländer mit 

mehreren Frauen verheiratet ist, kann kein deutscher Staatsbürger werden. 

Das ist für uns eine Frage von fundamentalen Werten, für die wir als 

Christdemokraten und Christsoziale einstehen.  

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur nachhaltigen Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft 

der Bundeswehr (Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz – 

BwEinsatzBerStG). Mit dem Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungs-

gesetz erreichen wir einen Meilenstein aus dem Koalitionsvertrag. Für die 

Verteidigungspolitik ist es das zentrale Gesetzesvorhaben in dieser 

Legislaturperiode. Es soll helfen, den personellen Aufwuchs der Bundeswehr 

zu verstetigen und die Bundeswehr als attraktiven Arbeitgeber zu stärken. 

Inhaltlich nimmt es Verbesserungen in den Bereichen soziale Absicherung, 

Bezahlung und Flexibilisierung der Dienstgestaltung vor. Dazu zählen unter 

anderem Ausweitungen der Einsatzversorgung, eine Härtefallregelung beim 

Zugang zu Krankenversicherungen, eine Neuordnung des Wehrsolds und 
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neue Formen des Wehrdienstes als Reservist, auch in Teilzeit. Die 

Veränderungen und Verbesserungen sind ein wichtiger Beitrag für die 

Bundeswehr zur Erfüllung ihrer Aufgaben. Das Gesetz ist damit eine Säule der 

Verteidigung Deutschlands und unserer Partner. 

Gesetz zur Reform der Psychotherapeutenausbildung. Wir beraten in 

erster Lesung einen Gesetzentwurf, mit dem das aktuelle Psycho-

therapeutengesetz aus dem Jahr 1998 und damit die Ausbildung der 

Psychotherapeuten novelliert wird. Anders als heute soll es künftig eine 

Direktausbildung für Psychotherapeuten geben: Der neue Ausbildungsweg 

soll im Rahmen eines fünfjährigen Hochschulstudiums Voraussetzung für die 

Erteilung der Approbation werden. Demnach können die künftigen 

Psychotherapeuten als approbierte Psychotherapeuten in der 

Gesundheitsversorgung im Rahmen eines Angestelltenverhältnisses mit einer 

entsprechenden Vergütung in der Weiterbildung rechnen. Mit der 

Novellierung des Psychotherapeutengesetzes soll auch die Versorgung von 

Menschen mit psychischen Erkrankungen noch besser werden. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 

Nationen in Mali (MINUSMA). Die Bundesregierung bittet um eine 

Verlängerung des Mandats um 12 Monate bis zum 31. Mai 2020. Deutschland 

beteiligt sich bereits seit 2013 an MINUSMA. Schwerpunkt des deutschen 

Engagements bleibt weiter die Sicherung des Friedens und der territorialen 

Integrität Malis, wobei vor allem Maßnahmen zur Stabilisierung des Nordens 

des Landes Priorität haben. Der Erfolg der Mission hat unmittelbare 

Auswirkungen auf die Lage im weiteren Sahel-Raum und in Libyen, weshalb 

die seit der letzten Verlängerung erhöhte Mandatsobergrenze von 1.100 

Soldaten verstetigt wird.   

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der 

malischen Streitkräfte (EUTM Mali). Wir beraten den Antrag der 

Bundesregierung zur Verlängerung von EUTM Mali bis zum 31. Mai 2020. 

Dabei soll die personelle Obergrenze von 350 Soldaten erhalten bleiben. EUTM 

Mali ist wichtiges Element bei Bemühungen, staatliche Strukturen zu stärken 

und fähige Sicherheitskräfte aufzubauen und stellt damit eine wichtige 

Ergänzung zum UN Einsatz MINUSMA dar. An der Ausbildungsmission in 

Mali beteiligen sich derzeit 24 Nationen, wobei Deutschland rund 150 

Soldaten stellt. Am 15. März 2019 endete beispielsweise die im Rahmen von 

EUTM forcierte fünfmonatige Ausbildung von insgesamt 15 malischen 

Offizieren im Fliegerleitwesen. Im Fokus stand dabei die Ausbildung der 

Fähigkeit, unmittelbare Feuerunterstützung von Bodenkräften mit direktem 
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Feindkontakt durch Kampfhubschrauber anzufordern und zu leiten. Darüber 

hinaus waren das humanitäre Völkerrecht sowie das Thema Menschenrechte 

integraler Bestandteil des Lehrgangs. Mali bleibt somit Schwerpunktland des 

deutschen Engagements in Afrika, zivil wie militärisch. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

durch die Europäische Union geführten EUNAVFOR Somalia Operation 

Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie vor der Küste Somalias. Wir 

beraten die Mandatsverlängerung zur EU-geführten Operation Atalanta bis 

zum 31. Mai 2020 mit einer reduzierten personellen Obergrenze von 400 

Soldaten. EUNAVFOR schützt die Transporte des Welternährungsprogramms, 

Seeleute und Handelsschiffe am Horn von Afrika und verhindert Piraterie vor 

der Küste Somalias. Deutschland beteiligt sich seit 2008 durchgehend an der 

EU-Operation. Derzeit ist Personal im "Support Element ATALANTA" im 

Einsatz, das den logistischen Abstützpunkt für die Schiffe am Horn von Afrika 

betreibt. Zudem kommt in den Zwischenmonsunzeiten - wenn der Seegang im 

Golf von Aden und im Indischen Ozean Piraterieaktivitäten zulässt - ein 

Seefernaufklärungsflugzeug vom Typ P-3C "Orion" zum Einsatz. Der Golf von 

Aden, als Haupthandelsroute zwischen Europa, der Arabischen Halbinsel und 

Asien, gehört zu den weltweit am stärksten von Piraterie gefährdeten 

Seewegen. Die Piraterie am Horn von Afrika ist in den vergangenen fünf 

Jahren jedoch stark rückläufig, was unter anderem auf die Erfolge der 

Operation Atalanta zurückzuführen ist.  

Gesetz zur weiteren Ausführung der EU-Prospektverordnung und zur 

Änderung von Finanzmarktgesetzen. Wir beraten in erster Lesung einen 

Gesetzentwurf, der primär dazu dient, die verpflichtenden und ab dem 21. Juli 

2019 unmittelbar anwendbaren Vorgaben der EU-Prospektverordnung weiter 

auszuführen. Mit der EU-Prospektverordnung wird die Erstellung von 

Wertpapierprospekten einfacher und flexibler gestaltet als bisher. So soll vor 

allem für kleinere Unternehmen der Zugang zu Kapital erleichtert werden. 

Zugleich erhalten die Anleger die für ihre Anlageentscheidung wesentlichen 

Informationen. Weitere, vor allem klarstellende Änderungen im 

Gesetzentwurf betreffen das Vermögensanlagegesetz, das 

Wertpapierhandelsgesetz, das Börsengesetz, das Kreditwesengesetz und das 

Versicherungsaufsichtsgesetz. 

Gesetz zur Änderung des Fahrlehrergesetzes. Änderung des 

Fahrlehrergesetzes. Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung die 

Änderung des Fahrlehrergesetzes, mit der die am 1. Januar 2018 in Kraft 

getretenen Regelungen über das Fahrlehrerwesen präzisiert werden.  Dabei 

wird etwa die Regelung zum Mindestalter für Fahrlehrer klargestellt, aber auch 

eine Anerkennung für Ausbildungsfahrlehrer eingeführt. Darüber hinaus sind 
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neue europarechtliche Vorgaben für den Datenschutz ins Fahrlehrerrecht zu 

übernehmen. 

 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 

2016 zur Änderung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des 

Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste und der 

Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur. Mit dem Gesetz soll eine EU-

Richtlinie bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische Schienen-

personenverkehrsdienste und der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur in 

deutsches Recht umgesetzt werden. Die durch die Richtlinie zu erreichende 

Öffnung der Märkte für inländische Schienenpersonenverkehre ist in 

Deutschland schon jetzt im Wesentlichen hergestellt. Somit soll nun 

zusätzlich nur die Marktöffnung für Zugangsberechtigte mit Sitz im Ausland 

für den rein inländischen (also nicht grenzüberschreitenden) 

Personenverkehr geregelt werden. Wir debattieren den Entwurf in erster 

Lesung. 

Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II). 

Wir beraten in erster Lesung einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie mit dem Ziel, weitere Verbesserungen bei der 

Mitwirkung der Aktionäre bei börsennotierten Gesellschaften sowie eine 

Erleichterung der grenzüberschreitenden Information und Ausübung von 

Aktionärsrechten zu erreichen. Dabei sind vier Regelungsbereiche 

maßgeblich: Regelungen zu Mitspracherechten der Aktionäre bei der 

Vergütung von Aufsichtsrat und Vorstand, Zustimmungsvorbehalte bei 

Geschäften mit der Gesellschaft nahestehenden Unternehmen und Personen, 

Regelungen zur besseren Identifikation und Information von Aktionären 

sowie zur Verbesserung der Transparenz bei institutionellen Anlegern, 

Vermögensverwaltern und Stimmrechtsberatern.  

Gesetz zum Ersten IT-Änderungsstaatsvertrag. Mit dem Gesetz, das wir in 

erster Lesung beraten, soll der Deutsche Bundestag der im März von den 

Regierungen des Bundes und der Länder beschlossenen Änderung des IT-

Staatsvertrages zustimmen: Damit soll zum 1. Januar 2020 eine von Bund und 

Ländern gemeinsam getragene rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 

geschaffen werden. Diese soll den 2010 geschaffenen IT-Planungsrat bei der 

Koordinierung der Ebenen-übergreifenden Zusammenarbeit unterstützen 

(Name: FITKO; Sitz: Frankfurt am Main). Zum andern verpflichten sich Bund 

und Länder, dem IT-Planungsrat für die Jahre 2020 – 2022 ein 

Digitalisierungsbudget in Höhe von bis zu 180 Millionen Euro bereit zu 

stellen. Mit dem Digitalisierungsbudget sollen Projekte und Produkte für die 

Digitalisierung von Verwaltungsleistungen auf allen föderalen Ebenen 

unterstützt werden. Damit wird auch die Umsetzung des Onlinezugangs-
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gesetzes gefördert, welches Bund, Länder und Kommunen verpflichtet, ihre 

Verwaltungsleistungen bis 2022 auch elektronisch über Verwaltungsportale 

anzubieten. 

Städtebauförderung – Eine Erfolgsgeschichte für Bürgerinnen und 

Bürger vor Ort. In unserem Antrag zur Städtebauförderung in Deutschland 

würdigen wir die Anstrengungen der Länder und Kommunen. Mit dem 

Instrument der Städtebauförderung konnte der Bund dazu beitragen, dass 

etwa denkmalpflegerische und soziale Herausforderungen in über 400 

Kommunen in Deutschland gelöst werden konnten. Wir möchten, dass dieses 

Instrument auch in Zukunft dazu beiträgt, gleichwertige Lebensverhältnisse 

in Deutschland zu gewährleisten. Der Antrag fordert die Bundesregierung auf, 

nationale Anstrengen zur Städtebaupolitik auszuweiten und die bestehenden 

Anstrengungen aufrechtzuerhalten. Außerdem stellt der Antrag eine stadt-

entwicklungspolitische Verknüpfung zur territorialen Agenda der EU her und 

benennt weitere Einzelmaßnahmen, mit denen die Stadtentwicklungspolitik 

durch Maßnahmen des Bundes unterstützt werden soll. 

 

Zehn Jahre Östliche Partnerschaft der Europäischen Union – 

Für eine intensive Zusammenarbeit auf dem Weg zu Wohlstand, 

Sicherheit und Demokratie. Genau vor zehn Jahren, am 7. Mai 2009 wurde 

zwischen der Europäischen Union und den östlichen Anrainerstaaten 

Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, der Republik Moldau und der 

Ukraine die „Östliche Partnerschaft“ beschlossen. Die Gründung dieser 

Partnerschaft erfolgte, um die sechs Teilnehmerstaaten enger an die EU 

heranzuführen, so dass sich die Einzelstaaten, aber auch die Region, politisch 

und wirtschaftlich weiterentwickeln. Für das Jubiläumsjahr 2019 sind 

zahlreiche Veranstaltungen geplant, wie beispielsweise ein hochrangiges 

Außenministertreffen am 13. Mai in Brüssel. Eine umsichtige EU-

Nachbarschaftspolitik und eine verstärkte Zusammenarbeit der EU mit ihren 

östlichen Partnern sind in unruhigen sicherheitspolitischen Zeiten in ganz 

Europa wichtiger denn je. Der Antrag ist ein wichtiges Signal an diejenigen 

östlichen Nachbarn, die nicht Mitglieder der EU sind, dass sich die EU für eine 

verstärkte Zusammenarbeit bei der politischen und wirtschaftlichen 

Modernisierung der Länder der Partnerschaft einsetzt. 

 

Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Vor dem Hintergrund eines 

umfangreichen Fachkräftebedarfs ist Deutschland auf eine bessere Nutzung 

der inländischen und europäischen Fachkräftepotenziale, aber auch auf 

Fachkräfte aus Drittstaaten angewiesen. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in 

erster Lesung beraten, soll der bestehende Rahmen für eine bedarfsgerechte 

Zuwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten maßvoll erweitert werden. Vor 

allem die Zuwanderungsmöglichkeiten für Fachkräfte mit qualifizierter 
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Berufsausbildung werden ausgebaut. Weitere wesentliche Neuerungen 

betreffen etwa Verbesserungen der Möglichkeiten zum Aufenthalt für 

Qualifizierungsmaßnahmen mit dem Ziel der Anerkennung der beruflichen 

Qualifikation oder eine Zuwanderungsmöglichkeit für IT-Spezialisten ohne 

formalen Abschluss. Zudem werden die Möglichkeiten der Einreise zur 

Arbeits- und Ausbildungsplatzsuche erweitert. Zur Verbesserung der 

Verfahren sollen die Länder künftig für die Fachkräftezuwanderung je 

mindestens eine zentrale Ausländerbehörde einrichten. Zudem wird ein 

beschleunigtes Fachkräfteverfahren geschaffen, welches durch die 

Arbeitgeber bei der Ausländerbehörde betrieben werden kann.  

 

Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung. Mit dem 

Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung diskutieren, soll unter anderem die 

bestehende Regelung der Ausbildungsduldung, die sogenannte 3+2-Regelung, 

auf staatlich anerkannte oder vergleichbar geregelte Assistenz- und 

Helferberufe erweitert werden, sofern darauf eine qualifizierte Ausbildung in 

einem Mangelberuf folgt. Neben weiteren Regelungen wird eine längerfristige 

sogenannte Beschäftigungsduldung für Geduldete eingeführt, die durch ihre 

Erwerbstätigkeit ihren Lebensunterhalt sichern und gut integriert sind. Sie 

müssen seit mindestens 12 Monaten eine Duldung besitzen und seit 

mindestens 18 Monaten eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit ausüben.  

Die Möglichkeit des Erhalts einer Beschäftigungsduldung ist bis zum 30. Juni 

2022 befristet. 

 

Gesetz zur Entfristung des Integrationsgesetzes. Mit dem Gesetzentwurf 

soll im Wesentlichen die im August 2016 geschaffene Wohnsitzregelung für 

anerkannt schutzberechtigte Ausländer entfristet werden. Unter anderem 

werden die Länder in die Lage versetzt, auf ihrem Gebiet positive wie negative 

Wohnsitzzuweisungen vorzusehen, was zur besseren Planbarkeit von 

Integrationsangeboten beitragen soll. 

III.  Daten und Fakten 

Arbeitskosten in der EU im Jahr 2018: Deutschland weiterhin auf Platz 6. 

Mit durchschnittlich 35,00 Euro für eine geleistete Arbeitsstunde im 

produzierenden Gewerbe oder für sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 

lag das Arbeitskostenniveau in Deutschland im vergangenen Jahr im EU-

weiten Vergleich auf dem 6. Rang. Gemessen am EU-Durchschnitt von 26,60 

Euro zahlten deutsche Arbeitgeber 32% mehr für eine Stunde Arbeit. Während 

Dänemark das Ranking mit 44,70 Euro pro Stunde anführt, sind die 

Arbeitskosten je geleistete Stunde in Bulgarien mit 5,30 Euro am niedrigsten. 

Der Abstand zwischen der Spitzengruppe mit den höchsten Arbeitskosten 



 

 

Seite 8 von 8 

(Dänemark, Luxemburg, Belgien, Schweden, Frankreich, Deutschland) zu der 

Gruppe der Länder mit den geringsten Arbeitskosten (Bulgarien, Rumänien, 

Litauen, Lettland, Polen, Ungarn) hat sich jedoch seit 2004 mehr als halbiert. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Krankenhaus-Atlas der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 

geht online. Knapp 90 % der in städtischen Regionen lebenden Bevölkerung 

in Deutschland erreichen innerhalb von 15 Minuten das nächste Krankenhaus 

mit einer Basisversorgung. In ländlichen Regionen gilt dies für zumindest 64 % 

der Bevölkerung. Diese Erreichbarkeiten ergeben sich aus dem neuen 

Krankenhaus-Atlas der Statistischen Ämter. Das interaktive Kartenangebot 

zeigt erstmals die Erreichbarkeit von allen möglichen Standorten in 

Deutschland zum nächsten Krankenhaus. Die Nutzer können dabei nicht nur 

nach Krankenhäusern mit Basisversorgung und allgemeinen Fachabteilungen 

suchen, sondern auch nach speziellen medizinischen Leistungen filtern. Die 

Erreichbarkeiten werden in Minuten angegeben und beziehen sich auf die 

Fahrtzeit in einem Pkw bei ungestörter Verkehrslage. (Quelle: Statistisches 

Bundesamt) 

Europäisches Datum: Fünfte und größte EU-Erweiterung am 1. Mai 2004. 

Vor 15 Jahren traten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, 

Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern der Europäischen Union bei. Mit 

der Erweiterung der EU um diese 10 Staaten fand nicht nur ein langer 

politischer Prozess von Assoziierungsabkommen über Beitrittsverhandlungen 

bis zum Beitrittsvertrag ein Ende, sondern auch die Spaltung Europas durch 

den Kalten Krieg. (Quelle: Auswärtiges Amt) 


